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Die Schuldenbremse ist
ein Instrument, kein Dogma
Die Verteidigungsfähigkeit der Schweiz ist nicht gewährleistet,
darüber besteht Einigkeit. Die erforderlichen Mittel werden
aber mit Hinweis auf die Schuldenbremse nicht gesprochen.
Es ist an der Zeit, die richtigen Prioritäten zu setzen.
Gastkommentar von Samuel Schmid

Es herrscht wieder Krieg auf unserem Kontinent –
er wird andauern und könnte an Intensität noch
zunehmen. So stehen auch wir in der Pflicht, die
Armee zu stärken und ihr mehr Mittel zuzuführen.
Die Schweiz hat die Bestände und die Ausrüstung
derArmee über Jahre hinweg zurückgefahren.Dies
imWissen,dass esmindestens 10 bis 15 Jahre dauert,
um die Verteidigungsfähigkeit wieder aufzubauen.
Das Parlament verweigerte in letzter Zeit mehr-
mals den versprochenen Aufwuchspfad von 1 Pro-
zent des Bruttoinlandprodukts bis 2030; eigentlich
müssten wir spätestens seit derAnnexion der Krim
2014 mehr investieren. Und mit dem Praktizieren
einer veralteten Neutralitätspolitik läuft man sogar
Gefahr, notwendige Formen der Zusammenarbeit
zwischen Armee und Nato zu unterbinden – be-
stehende Fähigkeitslücken in der eigenenAbwehr-
kraft kann man damit mangels Kooperationserfah-
rung und finanzieller Mittel nicht füllen.

Die USA sind Hauptträger der Nato. Sie haben
aber neben dem Ukraine-Krieg noch verschiedene
andere Verpflichtungen. Zum einen gehen ihre
Interessen- und Einflusssphären in Richtung Pazi-
fik wie auch in Richtung Atlantik, auch stehen sie
faktisch in einer Garantenstellung gegenüber Israel
und Taiwan. Ferner ist der Nahe Osten mit dem
laufenden Konflikt in Gaza sowie mit der Eskala-
tionsdominanz von Iran nach wie vor nicht befrie-
det. Die Belastung der USA ist somit jetzt schon
überdehnt, zudem stehen sie vor Wahlen mit un-
gewissem Ausgang. Die USA sind für uns in ver-
schiedener Hinsicht von Bedeutung, aber momen-
tan schwer einzuschätzen, dies nicht zuletzt auch
in Bezug auf eine mehrfache Einsatzbereitschaft
der Nato.Trotz alledem scheint man in der Schweiz
immer noch zu meinen, für eine sicherheitspoliti-
sche Reaktion genügend Zeit zu haben. Doch wir
tun gut daran, die Segel nach demWind auszurich-
ten und Prioritäten unverzüglich zu überprüfen.Es
sind Kredite gefragt, weil derAufwuchs derArmee
zeitgerecht erfolgen muss. Kommt er zu spät, wird
er immer teurer – oder er wird gar unmöglich, da
wir nicht mehr beliefert werden.

Diesen Argumenten hält man die Schulden-
bremse entgegen. Das Instrument der Schulden-
bremse ist in der Tat segensreich.Allerdings ist sie
ein Instrument für Zeiten, in denen man frei auf
Bedürfnisse der Gesellschaft, der Infrastrukturen,
der Erwerbsgrundlagen usw. eingehen kann. Sie
hat in den letzten 25 Jahren viel Gutes bewirkt,
aber wenn das Land kurzfristig vor andere, fun-
damentale Herausforderungen gestellt wird, darf
sie uns nicht daran hindern, zeitgerecht adäquate
Prioritäten zu setzen. Der Verfassungsgeber hat
denn bei seiner Vorlage zur Schuldenbremse
ans Volk auch festgelegt, dass bei einem ausser-
ordentlichen Zahlungsbedarf der Höchstbetrag
angemessen erhöht werden darf. Der Bundesrat
schrieb in der Botschaft: «Weil es nicht möglich
ist, für sämtliche, nicht steuerbaren Eventualitä-
ten wie schwere Rezessionen, Kriege, Naturkata-
strophen oder andere besondere Ereignisse (wie
z. B. im Asylwesen) bereits im Voraus adäquate
Vorgaben für die Ausgaben zu fassen, schlägt der
Bundesrat die Möglichkeit einer Ausnahmerege-
lung mit einer Überschreitung der Höchstgrenze

für die Ausgaben vor. Damit die Grundregel der
Schuldenbremse nicht unterlaufen werden kann,
soll aber ein qualifiziertes Mehr in beiden Räten
erforderlich sein.»

Die Schuldenbremse darf zu Recht nicht leicht-
fertig umgangen werden. Aber sind denn die
Gründe für eine Ausnahme heute tatsächlich so
gesucht? Ist wirklich anzunehmen, dass wir künftig
regelmässig eine gleiche Häufung von warnenden
Signalen mit hoher Dringlichkeit feststellen müs-
sen? Man fürchtet das Präjudiz.Allerdings sind die
herrschenden Umstände derzeit so speziell, dass
wir hoffen dürfen, sie nicht so schnell wieder an-
zutreffen. Die Hürde der Mehrheit der Gewähl-
ten in beiden Kammern ist nicht tief. Wie in der
Verfassung vorgesehen, sind die beiden Kammern
verpflichtet, das Instrument zu gebrauchen, wenn
sie es für nötig erachten. Jedenfalls stünde es einer
verantwortungsbewussten Politik besser an, eine
legitime und legale Ausnahme zu nutzen, als die
Armee später mitAufgaben zu betrauen, für die sie
weder ausgebildet noch ausgerüstet ist – nur weil
die Schuldenbremse zu berücksichtigen war.

Es stellt sich also die Frage, was in Bezug auf
die Souveränität heute die grössere Wirkung hat:
eine dank eingehaltener Schuldenbremse intakte
Bundeskasse mit einem weltweit rekordverdächtig
tiefen Verschuldungsgrad oder eine dank raschen
Rüstungsinvestitionen verbesserte Abwehrkraft?

Es geht um Investitionen zur Stärkung der dis-
suasiven Wirkung unseres einzigen Sicherheits-
instruments zum Schutz des Landes und unserer
Verfassung. Es gibt angesichts der globalen Ent-
wicklungen durchaus einen Grund für eine Aus-
nahme bei der Schuldenbremse. Wenn die erfor-
derlichen Summen durch Einsparungen zeitgerecht
zu erbringen sind, umso besser.Aber es gibt keinen
Grund, das Geschäft wegen der Schuldenbremse
zu verzögern.

Alt Bundesrat Samuel Schmidwar Leiter des Eidgenössi-
schen Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz
und Sport (VBS).

Dem Bestandesschutz
am Kunsthaus
fehlt die Lobby
Seine Provenienzstrategie setzt das Kunsthaus Zürich proaktiv
um – darf es das? Standhaftigkeit gegenüber allzu freigebigen
Tendenzen wäre keineswegs amoralisch. Gastkommentar
von Daniel Lampert

Wie das Kunsthaus Zürich kürzlich mitteilte,wurde
mit den Erben des jüdischen Kunstsammlers Carl
Sachs für ein Gemälde von Claude Monet eine
faire und gerechte Lösung gefunden. Danach soll
das Bild verkauft und der Verkaufserlös zwischen
Erben und Kunsthaus aufgeteilt werden, wobei
der Verteilschlüssel nicht offengelegt wurde. Da-
mit scheint man der Verpflichtung aus dem Sub-
ventionsvertrag mit der Stadt Zürich nachkom-
men zu wollen, für eine zeitgemässe Umsetzung
der Washingtoner Prinzipien und ihre Folgeerklä-
rungen besorgt zu sein.Das vomVorstand der Zür-
cher Kunstgesellschaft gewählteVorgehen wirft je-
doch Fragen auf.

Zunächst einmal stellt man fest, dass die Ver-
pflichtungen aus dem Subventionsvertrag in den
Statuten der Kunstgesellschaft keinerlei Wider-
hall finden. Ganz im Gegenteil, es wird dort nach
wie vor der Erhalt und Ausbau der Kunstsamm-
lungen als Hauptaufgabe umschrieben. Auch aus-
serhalb der Statuten ist die Grundlage für einen
monetären Ausgleich mit den jüdischen Alteigen-
tümern ausgesprochen dürftig. Denn die Washing-
toner Prinzipien, als unverbindliches internationa-
les «soft law» ausgestaltet, entfalten keine direkte
normative Kraft, und eine Umsetzung in innerstaat-
liches Schweizer Recht fand bisher nicht statt.

Dessen ungeachtet will sich der Vorstand von
seit Jahrzehnten in rechtmässigem Eigentum der
Kunstgesellschaft stehendenMillionenwerten tren-
nen. Mutig. In Terminologie und Praxis orientiert
man sich dabei am deutschen Vorbild, was his-
torisch keine Berechtigung hat, befand sich die
Schweiz ja stets ausserhalb des Machtbereiches
von NS-Deutschland. Ob der Verkauf im Rah-
men der Herbeiführung einer «fairen und gerech-
ten Lösung» im Sinn derWashingtoner Prinzipien
alternativlos war, darüber schweigt sich der Vor-
stand aus. Damit macht er es sich etwas gar ein-
fach.Denn keinesfalls ist erstellt, dass dieAusplün-
derung, welche Sachs in NS-Deutschland erleiden

musste, unter anderen Vorzeichen in der Schweiz
ihre Fortsetzung in einem Umfang fand, welche
heute eine Entschädigung der Erben rechtferti-
gen würde.

Im Gegensatz dazu leuchtet der Provenienzbe-
richt des Kunsthauses die Umstände des 1939 ge-
tätigten Ankaufes mit der notwendigen Tiefe und
einer professionellen Unvoreingenommenheit aus,
welche man beimVorstand zu vermissen glaubt.Er-
gänzt mit den Erkenntnissen der verschiedenen Be-
richte der Bergier-Kommission ergibt sich ein diffe-
renziertes Bild, gemäss welchem das Handeln der
Schweizer Museen eben nicht nur von Eigennutz

geprägt war. Vielmehr halfen sie durch die Aus-
stellung von Freipässen vielen Sammlern, ihre Bil-
der in die Schweiz einzuführen. Die so gerettete
Sammlung ermöglichte es Sachs später, mit einer
Toleranzbewilligung regulär in die Schweiz nach-
zureisen.Mit dieser Bewilligung war aber auch die
berechtigte Erwartung verbunden, in der Schweiz
nicht der öffentlichen Fürsorge anheimzufallen. Es
wäre gegenüber der jüdischen Gemeinschaft der
Schweiz, welche damals die Hauptlast der Für-
sorgeleistungen stemmen musste, nicht vermittel-
bar gewesen, hätte Sachs Unterstützung bezogen
und seine Sammlung unangetastet belassen.

Den dadurch notwendig gewordenen Gemälde-
verkauf wickelte der damalige Direktor des Kunst-
hauses,WilhelmWartmann,ohneGenehmigung aus-
serhalb des Clearings ab und stellte damit sicher, dass
derVerkaufserlös in der Schweiz anfiel und nicht auf
ein Verrechnungskonto in NS-Deutschland zurück-
floss. Dort wäre er für Sachs aller Voraussicht nach
wieder verloren gewesen.Dafür nahmWartmann ei-
nigen persönlichen Unbill auf sich. Die Art der Ab-
wicklung dürfte für Sachs damit ähnlich wichtig ge-
wesen sein wie der schliesslich erzielteVerkaufserlös.
Angesichts dieser zweifachen Hilfestellung scheint
eine Skandalisierung des damaligen Verhaltens der
Schweizer Akteure nicht angebracht und auch eine
monetäreAbgeltung der Erben nicht zwingend.

Es gab also substanzielle Gründe, welche man
bei der heutigen Suche nach fairen und gerechten
Lösungen in die Waagschale hätte werfen können,
um das Gemälde im Bestand des Museums zu hal-
ten. Mit einiger Konsternation muss man jedoch
feststellen, dass Bestandesschutz im Kunsthaus
keine Lobby zu haben scheint, sondern möglichst
grosszügige Lösungen im Interesse vieler Beteiligter
sind:Mehr als private Eigentümer sind quasi-öffent-
liche, von Politikern undManagern beherrschteTrä-
ger empfänglich für schnellen und billigenApplaus.
Auch dürfte es im Interesse der vielen sich auf dem
Kunstmarkt tummelndenAkteure sein, dass Bilder
auf den Markt kommen, die sonst niemals verkauft
worden wären.

Dabei wäre Standhaftigkeit gegenüber allzu frei-
gebigen Tendenzen – vor allem Respekt gegenüber
den Opfern der NS-Verbrechen – keineswegs amo-
ralisch, sondern zur Wahrung der Akzeptanz der
Mehrheitsgesellschaft erforderlich. Es wird sich
erst noch zeigen, ob die proaktiv umgesetzte Pro-
venienzstrategie den Abschluss einer ernsthaften
und unvoreingenommenenAuseinandersetzungmit
der NS-Zeit bildet.

Daniel Lampert ist Rechtsanwalt in Zürich.

Die Schweiz muss gerüstet sein. Dabei ist das Abschreckungspotenzial entscheidend. EDDY RISCH / KEYSTONE

Es geht um Investitionen zur
Stärkung der dissuasiven
Wirkung unseres einzigen
Sicherheitsinstruments
zum Schutz des Landes
und unserer Verfassung.

Mittwoch, 31. Juli 2024 19Meinung & Debatte

#MeToo-Debatte im Wallis

Zählt das Strafrecht – oder nur die Moral?
KATHARINA FONTANA

Die Ernennung des früheren CVP-Nationalrats
Yannick Buttet zum neuen Tourismus-Präsiden-
ten scheint im Wallis zu einer Art Massenerregung
geführt zu haben. Eine von Gewerkschaftern und
vom Feministischen Kollektiv lancierte Petition for-
dert, dass Buttet abgesetzt wird. Mehr als 10 000
Personen haben die Forderung unterzeichnet. Am
Dienstagabend hat Buttet dem Druck nachgegeben
und seinen Rücktritt bekanntgegeben. Buttet hatte
vor sieben Jahren unrühmliche Bekanntheit er-
langt, nachdem bekanntgeworden war, dass er seine
ehemalige Geliebte bedrängt hatte und nachts in
ihrem Garten von der Polizei aufgegriffen worden
war. Auch neigte er dazu, gegenüber Frauen, auch
Parlamentarierinnen, unangenehm bis übergriffig
zu werden, was im Bundeshaus eine Debatte über
Sexismus, Apéros und Miniröcke auslöste.

Der CVP-Politiker trat aus dem Nationalrat
zurück, etwas anderes blieb ihm angesichts sei-
nes unbestrittenen Fehlverhaltens kaum übrig. Er
wurde wegen Nötigung und wegen sexueller Beläs-
tigung verurteilt. Kann ein solcher Mann ein paar
Jahre später wieder eine wichtige Stellung beset-

zen? Nein, finden die Petitionäre. Sie argumentie-
ren unter anderem damit, dass Buttet indirekt Chef
jener Frau werde, gegen die er früher übergriffig
geworden sei. Die Betreffende sieht ihre Integrität
dadurch allerdings nicht gefährdet. Das wiederum
lassen die Gewerkschafter und die Feministinnen
nicht gelten. Für sie braucht es «ein klares Zeichen
gegen sexuelle Belästigung», sprich die Absetzung
des Täters. Das ist nun geschehen.

Der Fall ist insofern interessant, als er sozusagen
die Fortsetzung der #MeToo-Debatte darstellt. Der
Widerstand gegen Buttets Ernennung als Touris-
mus-Präsident wird nicht mit seinem jetzigen, son-
dern mit seinem früheren Verhalten begründet.
Für dieses wurde er von der Justiz verurteilt und
bestraft, den Opfern ist Gerechtigkeit widerfah-
ren. Das führt zu der Frage: Darf ein wegen sexu-
eller Belästigung verurteilter Täter seine Karriere
irgendwann fortsetzen? Oder muss er auf Jahre hin-
aus in der Bedeutungslosigkeit verschwinden? Ist
das Gerechtigkeitsempfinden erst befriedigt, wenn
er beruflich alle Ambitionen aufgibt?

Sicher, man kann sich auf den Standpunkt stel-
len, dass jedes Missverhalten gegenüber Frauen,
auch eine sexuelle Belästigung, so charakterlos und

unverzeihlich ist, dass ein Mann nie mehr eine ein-
flussreiche Stellung bekleiden darf und sich aus der
Öffentlichkeit fernhalten soll. Eine andere Frage
ist, wie reif und aufgeklärt eine Gesellschaft ist, die
solche Massstäbe anlegt, und welche Rolle eigent-
lich das Strafrecht spielt, wenn am Ende doch die
Moral zählt. Bleiben Frauenbelästiger ihr Leben
lang toxisch, Strafe hin oder her? Gilt für sie ein in-
offizielles Tätigkeitsverbot im öffentlichen Bereich?

Von aussen betrachtet drängt sich der Eindruck
auf, dass es im Fall Buttet eigentlich um etwas ande-
res geht. Die Petitionäre nehmen das Reizthema des
Sexismus, doch in Tat und Wahrheit stört man sich
an «männlichen Seilschaften», an «boys’ clubs», wel-
che die guten Posten untereinander verteilen würden.
Mag sein, dass es im Wallis eine ausgeprägte Form
von Vetternwirtschaft unter Männern gibt, wie die
Kritikerinnen behaupten. Gut möglich, dass Buttet
nicht der geeignetste Tourismusdirektor ist und es
mit einem anderenAuswahlverfahren bessere Kandi-
daturen gegeben hätte. Es ist richtig, solche Unsitten,
wenn es sie gibt, offen zu kritisieren und die Mischler
zu nennen. Doch das ist eine ganz andere Geschichte
als jene, einen verurteilten Mann wegen seines Vor-
lebens für untragbar zu erklären.

Neues deutsches Wahlrecht

Das Parlament wird noch stromlinienförmiger
SUSANNE GASCHKE, BERLIN

Die Qualität einer Demokratie hängt nicht von der
Grösse ihres Parlaments ab. Oder andersherum: Der
gegenwärtig mit 733Abgeordneten rekordgrosse und
rekordteure Deutsche Bundestag löst in der Bevöl-
kerung keineswegs zwangsläufig das Gefühl aus, be-
sonders gut vertreten zu werden. Vielmehr sind die
Entfremdung vom politischen Betrieb und das Miss-
trauen in demokratische Institutionen gegenwärtig so
stark wie kaum je in der Geschichte der Bundesrepu-
blik.Die Regierungskoalition aus Sozialdemokraten,
Grünen und FDP tat 2023 also im Prinzip recht daran,
dasWahlrecht zu ändern und damit die Zahl der Bun-
destagsmandate auf 630 zu begrenzen.

Das Gesetz, das die Koalition beschloss – ohne
massgebliche Einwände der Oppositionsparteien zu
berücksichtigen –, ist aber durchaus kritikwürdig.
Zugespitzt kann man sagen: Es verschafft den Par-
teiapparaten (noch) mehr Macht und zwingt die Ab-
geordneten zu (noch) mehr Stromlinienförmigkeit.
Die geplante Abschaffung der sogenannten Grund-
mandateklausel hätte zudem dauerhaft die Exis-
tenz kleinerer oder regionaler Parteien im Bundes-
tag verhindert. Das immerhin ist vorerst vom Tisch.

Doch insgesamt ist es kein Wunder, dass es viele
Verfassungsbeschwerden gegen die Reform gab –
zum Beispiel von der Bundestagsfraktion der CDU/
CSU, der bayrischen Staatsregierung oder von der
Partei Die Linke. Das höchste deutsche Gericht hat

nun über diese Beschwerden entschieden.Allerdings
mit einem Urteil, das im Ergebnis ebenso kritik-
würdig ist wie das zu überprüfende Gesetz.Die Rich-
ter erklären nämlich ein Wahlrecht für verfassungs-
konform, das die Stellung des mit der sogenannten
Erststimme direkt gewählten Wahlkreisabgeordne-
ten extrem relativiert – also jenes politischen Reprä-
sentanten, zu dem die Wähler vor Ort sich eine kon-
krete Meinung bilden können.

Nach dem neuen «Zweitstimmendeckungsverfah-
ren» kann es geschehen,dass ein Kandidat zwar in sei-
nem Wahlkreis die Mehrheit der Stimmen bekommt,
aber trotzdem nicht in den Bundestag einzieht, wenn
er auf der Landesliste seiner Partei nicht weit genug
oben platziert ist. Damit werden die Chancen knor-
riger,widerständiger und unabhängig denkenderAb-
geordneter geringer. Die Gunst der Parteiführungen
gewinnt an Bedeutung – und nach aller Erfahrung
fördern diese vor allem Zustimmer, Quoten-Perso-
nen oder ehemalige Mitarbeiter.Das neueWahlrecht
belohnt also Konformismus. Die Vorzeigbarkeit von
Kandidaten bei denWählern,etwa durch abgeschlos-
seneAusbildung oder gar Berufserfahrung ausserhalb
der Politik, wird noch weniger wichtig.

Das alles geschieht im Namen der Parlamentsver-
kleinerung. Man will zusätzliche Mandate vermei-
den, die bisher anfallen konnten, wenn Abgeordnete
mehr Wahlkreise direkt gewannen, als ihrer Partei
nach dem Zweitstimmenergebnis zugestanden hätten.
Das Absurde dabei ist nur: Diese zusätzlichen Man-

date schiessen erst ins Kraut, seit das Verfassungs-
gericht 2008 begann, den Gesetzgeber auf der Suche
nach einer geradezu mythischen Stimmgerechtigkeit
zu immer neuen Wahlrechtsänderungen zu drängen.
Inzwischen ist das Wahlrecht für die Wahlberechtig-
ten vollkommen undurchschaubar geworden.

Die angeblich «unbegrenzten unausgeglichenen
Überhangmandate», die das Gericht in der Vergan-
genheit anprangerte, waren ein Witz im Verhältnis
zu den erst 2013 geschaffenen «Ausgleichsmanda-
ten», die für ein gleichmässiges Stimmgewicht sorgen
sollten.Praktisches Beispiel:Bei der Bundestagswahl
2021 lösten 34 Überhangmandate von SPD,CDU und
CSU 103 zusätzliche Ausgleichsmandate aus. So kam
es zu der Rekordzahl von 733 Abgeordneten. Erhofft
hätte man sich vom Bundesverfassungsgericht andere
Hinweise an den Gesetzgeber. So wäre es beispiels-
weise durchaus möglich, das Wahlrecht im Grund-
gesetz zu verankern und die Grösse des Bundestages
auf 598 Sitze festzuschreiben.

299 davon würden in den 299 Bundestagswahl-
kreisen direkt besetzt, 299 über die Landeslisten
der Parteien gefüllt. Auf diese Weise liesse sich zwar
nicht jede Ungerechtigkeit bei der Stimmabgabe bis
auf die Nachkommastelle beseitigen – dem Wähler-
willen käme dieses Verfahren aber vermutlich näher
als die Schwächung der direkt gewähltenAbgeordne-
ten.KeinWahlrecht derWelt ist unter allen Gesichts-
punkten total gerecht – das zeigt auch der Blick in die
USA, nach Grossbritannien oder nach Frankreich.

Förderklassen-Initiative

Der integrative Unterricht ist gescheitert
ROBIN SCHWARZENBACH

Die Wahrheit an Schulen tut weh. Und zu dieser
Wahrheit gehört, dass das Ideal des integrativen
Unterrichts gescheitert ist. Offen zugeben will das
zwar niemand. Auch die Urheber der kürzlich ein-
gereichten Förderklassen-Initiative in Zürich wol-
len den Grundsatz nicht infrage stellen, nach dem
die Volksschule seit Jahren mehr schlecht als recht
funktioniert: Intelligente, weniger intelligente, lern-
schwache, lernbehinderte, verhaltensauffällige Kin-
der und Jugendliche und solche mit weiteren Son-
derbedürfnissen sollen möglichst gemeinsam in ge-
wöhnlichen Klassen unterrichtet werden.

Die Idee dahinter ist gut gemeint: Langsame Schü-
lerinnen, Quälgeister, Kinder mit leichten Behinde-
rungen oder einem gestörten Sozialverhalten sollen
vom Regelunterricht profitieren. Sondersettings sol-
len vermieden werden, ordentliche Klassen gelten
als Schlüssel zum Schulerfolg. Denn so fühlen sich
beeinträchtigte Kinder und Jugendliche nicht abge-
hängt. Sie können sich an anderen Schülern orientie-
ren, und sie werden von Lehrern und Heilpädagogin-
nen sur place unterstützt im Unterricht.

Studien belegen den positiven Effekt, den die
integrative Förderung auf diese Gruppen haben
kann. Solche Untersuchungen werden oft bemüht,

um die Argumente von Kritikern vom Tisch zu wi-
schen. Die Volksschule ist schliesslich für alle da.
«Gleiche Chancen für alle» klingt doch gut. Wer
kann da schon dagegen sein?

Doch die Realität sieht in vielen Klassen anders
aus. Starke und schwache Schüler geben so schon
genug zu tun – etwa wenn Primarlehrer in der sechs-
ten Klasse jede Woche einen Aufsatz schreiben las-
sen und diesen innert Tagen korrigieren und bewer-
ten. Üben, üben, üben: Nur so lernt man, Texte zu
verfassen. Die harte Schule des Wochenaufsatzes
war einst eine der wichtigsten Lektionen überhaupt
in der Primarschule.

Das Schreibregime stammt aus einer anderen
Zeit. Jede Woche bis zu 25 Aufsätze korrigieren und
womöglich noch besprechen mit den Kindern? Und
nebenbei den Zappelphilipp im Zaun halten, das
traumatisierte Flüchtlingskind eingewöhnen, den
Legasthenikern in der Klasse eine separate Auf-
gabe zuweisen und ihnen gleichzeitig versichern,
dass sie trotzdem dazugehören?

Da können auch die engagiertesten Pädagogen
nur müde lächeln. Das ist nicht realistisch. Zu gross
der Aufwand für Betreuung und Koordination, den
heterogene Klassen heutzutage mit sich bringen.
Zu gross auch die Personallücken, mit denen viele
Schulen zu kämpfen haben. In Zürich und auch in

anderen Kantonen herrscht nicht nur Lehrerman-
gel, es gibt auch zu wenig Heilpädagoginnen.

Integrativer Unterricht ist nicht attraktiv: für
überlastete Lehrer nicht, die deswegen ihr Pensum
reduzieren. Für Schüler nicht, die von ihren schwie-
rigen Klassenkameraden gestört werden. Und für
lernschwache Kinder und Jugendliche auch nicht,
da sie zumindest in einigen Klassen zu spüren be-
kommen, dass sie nicht wirklich dazugehören. Wie
auch, wenn sie von der Heilpädagogin immer wie-
der vor die Tür gebeten werden, um ihre Spezial-
aufgaben in aller Ruhe machen zu können?

Die Förderklassen-Initiative der Zürcher Bil-
dungspolitikerin Yasmine Bourgeois (FDP) und
von Vertretern von SVP und GLP bietet hier eine
Alternative: Verhaltensauffällige Schüler und sol-
che mit einer Lernschwäche sollen bei Bedarf in
heilpädagogisch geführte Förderklassen eingeteilt
werden können. Dies semesterweise und vorüber-
gehend, wie die Initianten betonen. Idealerweise
befinden sich diese Lerngruppen im gleichen Schul-
haus wie die Regelklassen, aus der die Kinder kom-
men und in die sie bei guter Entwicklung auch wie-
der zurückkehren sollen.

Das Konzept klingt schlüssig: Lehrpersonen
werden entlastet, der Unterricht in den ordent-
lichen Klassen beruhigt sich, und laut den Initian-

ten des Volksbegehrens sollen keine weiteren Kos-
ten entstehen. Das würde wohl darauf hinauslaufen,
dass Heilpädagoginnen aus Regelklassen abgezo-
gen werden und stattdessen eine Förderklasse über-
nehmen. Eine Volksinitiative in Basel-Stadt ver-
langt ähnliche Massnahmen.

Das dürfte auch vielen Eltern gefallen. Laut
einer NZZ-Umfrage aus dem vergangenen Jahr
befürworten zwei von drei Zürcher Befragten
die Wiedereinführung von sonderpädagogischen
Kleinklassen, die bis zum integrativen Ansatz an
vielen Schulen üblich waren. Kritik am heutigen
System gibt es nicht nur von bürgerlicher Seite.
Viele Anhänger der Sozialdemokraten (54 Prozent)
und der Grünen (49 Prozent) können sich Klein-
klassen für Kinder mit besonderen Bedürfnissen
ebenfalls vorstellen.

Insofern ist klar: Integrativer Unterricht ist nicht
mehr sakrosankt, zufrieden sind die wenigsten. So
geht es nicht weiter. Die Förderklassen-Initiative ist
ein berechtigtes Anliegen. Die Zürcher Bildungs-
direktorin Silvia Steiner hat bereits darauf reagiert.
Sie will sogenannte Schulinseln für Kinder mit be-
sonderen Bedürfnissen ermöglichen. Förderklas-
sen im Mini-Format sozusagen, die schnelle Abhilfe
versprechen. Es tut sich etwas im Schulwesen –
endlich.

Die Petitionäre nehmen
das Reizthema des Sexismus,
doch in Tat und Wahrheit
stört man sich an
«männlichen Seilschaften».

Die Parteiführungen
gewinnen an Bedeutung –
und nach aller Erfahrung
fördern diese vor allem
Zustimmer, Quoten-Personen
oder ehemalige Mitarbeiter.


